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1. Ergänzung zur Vorlage 14286/11  

Beratungsfolge 
 

Sitzung 
 

Beschluss 
 

 Tag Ö N ange-
nom-
men 

abge-
lehnt 

geän-
dert 

pas-
siert 

Verwaltungsausschuss 12.04.2011   X     
Rat 31.05.2011 X       
 
Beteiligte Fachbereiche / 
Referate / Abteilungen 

Beteiligung  
des Referates 0140 

Anhörungsrecht 
des Stadtbezirksrats 

Vorlage erfolgt aufgrund Vor-
schlag/Anreg.d.StBzR 

Fachbereich 20, 0300 
Rechtsreferat, Dez. III 

     

                

   Ja X Nein   Ja X Nein   Ja X Nein 
                

 
 
Überschrift, Beschlussvorschlag 
 
 
 
 
Einrichtung eines Fonds für freiwillige Unterstützu ngsleistungen bei bedeuten-
den Tiefbauarbeiten – Baustellenfonds – der Stadt B raunschweig 
 
 
 
 
„Die Stadt Braunschweig legt einen Fonds für freiwillige Unterstützungsleistungen bei bedeu-
tenden Tiefbauarbeiten auf. 
 
Die als Anlage beigefügte ‚Richtlinie der Stadt Braunschweig für freiwillige Unterstützungsleis-
tungen bei bedeutenden Tiefbauarbeiten‘ wird in der Fassung der 1. Ergänzung zur Vorlage 
beschlossen.“ 
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In seiner Sitzung am 8. April 2011 hat der Wirtschaftsausschuss der Stadt Braunschweig die 
Vorlage zur „Einrichtung eines Fonds für freiwillige Unterstützungsleistungen bei bedeutenden 
Tiefbauarbeiten der Stadt Braunschweig“ beraten. Im Zuge der Beratung wurde der Beschluss-
text um den Zusatz ergänzt: „Sollten durch die Tiefbauarbeiten bei den Unternehmen personelle 
Konsequenzen erforderlich sein, werden die betroffenen Gewerkschaften mit in die Beiratstätig-
keit einbezogen.“ 
 
Eine entsprechende Textergänzung wurde unter dem Absatz „Verfahren für die Vergabe von 
Unterstützungsleistungen, zweiter Spiegelpunkt“ in die Richtlinie aufgenommen. 
 
I. V. 
 
 
Gez. 
 
Roth 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Anlage: Richtlinie der Stadt Braunschweig für freiwillige Unterstützungsleistungen bei bedeu-
tenden Tiefbaumaßnahmen – Baustellenfonds –ergänzte Fassung  





 


Richtlinie der Stadt Braunschweig 
für freiwillige Unterstützungsleistungen 
bei bedeutenden Tiefbauarbeiten – Baustellenfonds -  
 
Präambel 
Für größere Tiefbaumaßnahmen mit einer Bauzeit von mehr als 12 Monaten und bei denen 
sich die geplante Bauzeit um mehr als 3 Monate verzögert, können betroffenen Gewerbe-
betrieben, deren Erreichbarkeit auf Grund ihrer räumlichen Lage zur Baumaßnahme durch 
diese eingeschränkt ist, Unterstützungsleistungen gewährt werden. 
 
Diese freiwilligen Unterstützungsleistungen werden von der Stadt Braunschweig ohne recht-
liche Verpflichtung an Gewerbebetriebe gezahlt, deren wirtschaftliche Lage durch die Bau-
maßnahme in einschneidender oder existenzbedrohender Weise beeinträchtigt wird. Sofern 
den Betrieben ein Rechtsanspruch auf Entschädigung zusteht, werden keine freiwilligen 
Unterstützungsleistungen gezahlt, bzw. müssen diese zurück gezahlt werden.  
 
Voraussetzungen für die Zahlung von Unterstützungsleistungen 


 Leistungen können nur anlässlich solcher Tiefbaumaßnahmen gewährt werden, die 
die Stadt Braunschweig veranlasst hat. 


 Die Bauarbeiten müssen sich nach Art und Dauer, Intensität und Auswirkung beson-
ders einschneidend oder existenzbedrohend auswirken. 


 Die Gewerbebetriebe müssen aufgrund der räumlichen Lage im Bereich der Baustelle 
unmittelbar von der Tiefbaumaßnahme betroffen sein (eingeschränkte Erreichbar-
keit). 


 Der Gewerbetreibende muss nachweisen, dass die wirtschaftliche Situation des Ge-
werbebetriebes durch die Tiefbaumaßnahme in außergewöhnlicher Weise negativ 
beeinträchtigt ist. 


 Der Gewerbebetrieb muss während der gesamten Bauzeit geführt worden sein. Ge-
werbetreibende, die in Kenntnis der belastenden Situation ihren Betrieb eröffnet ha-
ben (z. B. Geschäftseröffnung während der Baumaßnahme), sind ausgeschlossen. 


 Ein anderweitiger (gesetzlicher oder vertraglicher) Entschädigungsanspruch darf nicht 
bestehen. Leistungen aus dem Baustellenfonds werden nach dem Subsidiaritätsprin-
zip gewährt. 


 
Informationen zur Unterstützungsleistung 


 Sie wird im Einzelfall als verlorener Zuschuss (beispielsweise Zinszuschuss bei kurz-
fristig erforderlich werdenden Kreditaufnahmen) oder als andere geeignete Leistung 
an Gewerbetreibende mit räumlicher Lage im Bereich der Baustelle gewährt, die o. g. 
Voraussetzungen erfüllen. 


 Über die Vergabe entscheidet ein unabhängiger, ehrenamtlich arbeitender Beirat 
nach Vorprüfung durch die Stadt Braunschweig (Baudezernat) und die Braunschweig 
Zukunft GmbH. 


 Auf die Gewährung von Leistungen aus dem Fonds besteht kein Rechtsanspruch. 
 
Antragsverfahren 


 Es ist ein formloser schriftlicher Antrag an die Geschäftsstelle des Beirates „Unter-
stützungsfonds“ zu richten. 


 Antragsberechtigt sind Inhaber/innen von kleinen und mittleren Gewerbebetrieben 
(KMU nach EU-Definition), die durch die Baustelle unmittelbar belastet sind. 


 Der Antrag muss gestellt werden, bevor der Gewerbebetrieb wieder uneingeschränkt 
erreichbar ist (Wiederherstellung der Fahrbahnen, Gehwege, etc.). 
 


Folgende Unterlagen sollen dem Antrag beigefügt werden: 


 ein Inhabernachweis (Auszug Handelsregister, Gewerbeanmeldung) 







 


 testierte Nachweise über die Geschäftsentwicklung (Umsatz, Gewinn, Verlust) in den 
letzten zwei Jahren vor Baubeginn und während der Baumaßnahme (Bescheinigung 
des Steuerberaters, Wirtschaftsprüfers) 


 plausible Erläuterung des Umsatzrückgangs, z. B. durch Betriebswirtschaftliche Aus-
wertung (BWA) und Bilanzen der letzten beiden Jahre 


 ein geeigneter Nachweis darüber, dass der Einnahmeausfall nicht durch eigene 
Maßnahmen (z. B. Einnahmen aus anderen Filialen, eigenes Vermögen) gedeckt 
werden kann. 


 Beleg einer eventuellen Mietminderung oder sonstigen Ersparnis, die durch die Bau-
maßnahme begründet wurde. 


 
Verfahren für die Vergabe von Unterstützungsleistungen 


 Zur Bewertung der Anträge auf Unterstützungsleistung wird ein Beirat gebildet. 


 Der Beirat setzt sich zusammen aus Vertretern des Baudezernats der Stadt Braun-
schweig, der Industrie- und Handelskammer, der Handwerkskammer, der Braun-
schweig Zukunft GmbH und des Einzelhandelsverbandes. Bei personalrelevanten 
Punkten hinsichtlich der Bewertung der Anträge wird die jeweilige Einzelgewerkschaft 
speziell zu diesem Thema hinzugezogen. 


 Der Beirat bewertet die Anträge und gibt einen Entscheidungsvorschlag über die 
Höhe der zu gewährenden Unterstützungsleistung ab. 


 Die Höhe der Unterstützungsleistung bemisst sich nach der individuell beeinträchtig-
ten Geschäftslage und der Höhe der zur Verfügung stehenden Mittel. 


 Die maximale Höhe der Unterstützungsleistung wird pro Einzelfall auf 10.000.- € be-
grenzt. In begründeten Ausnahmefällen kann ein höherer Betrag gewährt werden. 


 Die Stadt Braunschweig setzt die Unterstützungsleistung auf Empfehlung des Beira-
tes fest und erteilt einen entsprechenden Bescheid nach Maßgabe dieser Richtlinie 
und im Rahmen der für diesen Zweck verfügbaren Haushaltsmittel (von 2011 bis 
2013 voraussichtlich jeweils 100.000.- €/Jahr). 


 Soweit erforderlich, werden die politischen Gremien der Stadt Braunschweig in den 
Entscheidungsprozess eingebunden. 


 Der Zuwendungsempfänger ist verpflichtet, an Maßnahmen zur Erfolgskontrolle mit-
zuwirken. Hierzu kann der Nachweis der Verwendung der Unterstützungsleistung 
oder eine halbjährliche Information über die Geschäftsentwicklung gehören. 


 Die Unterstützungsleistung kann zurück gefordert werden, wenn ihr falsche Angaben 
des Gewerbetreibenden zugrunde liegen. 
 


Weitere Unterstützungsleistungen können in der Finanzierung von baubegleitenden Maß-
nahmen, wie z. B. Maßnahmen der Öffentlichkeitsarbeit, bestehen. 
 
Geschäftsstelle des Beirates „Unterstützungsfonds“: 
Braunschweig Zukunft GmbH, Rebenring 33, 38106 Braunschweig. 
 
Anwendung: 
Diese Richtlinie findet erstmalig Anwendung für Tiefbaumaßnahmen, die ab 1. Januar 2011 
beginnen oder für bereits begonnene Maßnahmen, die noch nicht abgeschlossen sind, und 
die in der Präambel genannten Voraussetzungen erfüllen.  
 
Inkrafttreten: 
Diese Richtlinie tritt mit dem 31. Mai 2011 in Kraft. 
 





